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Änderung des Flächennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan (Stadelhofen) 
 
 
Umweltbezogene Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 
4 Abs. 1 BauGB und BürgerInnen gem. § 3 Abs. 1 BauGB  
 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
 

 

Regierung von Oberfranken – Höhere Landesplanungsbehörde – 07.05.2024 
 

Gegen die o.a. Bauleitplanung des Marktes Gößweinstein werden keine grundsätzlichen Ein-

wände erhoben. 
 

Wir bitten nach Verfahrensabschluss um Übermittlung der rechtskräftigen Fassung der Bauleit-

pläne mit Begründung und der Bekanntmachung auf digitalem Wege (Art. 30 BayLplG) unter 
Verwendung des einheitlichen Betreffs "Rechtswirksamkeit eines Bauleitplans oder einer Sat-

zung nach § 34 Abs. 4 oder § 35 Abs. 6 BauGB" an folgende E-Mail-Adresse: 

poststelle@reg-ofr.bayern.de 
 

 

Landratsamt Forchheim, Bauamt – 17.05.2024 
 

Für die überplante Fläche liegt aktuell ein Antrag auf Vorbescheid für die Errichtung eines Ein-

familienwohnhauses vor. Es werden keine Einwendungen erhoben. 
 

 

Landratsamt Forchheim, Umweltschutz, Abfallrecht, Wasserrecht – 21.05.2024 
 

2.4.  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die 

im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder 
Wasserschutzgebietsverordnungen) 

 

Rechtsgrundlage 
 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlas-

ten (BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 17.03.1998 Bundes-Bodenschutz- 
und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999 Verordnung über Sachverständi-

ge und Untersuchungsstellen für den Bodenschutz und die Altlastenbehandlung in Bay-

ern (VSU Boden und Altlasten) vom 03.12.2001  
 

Bodenschutz 

 
Die das Planungsgebiet umfassenden Flurstücke sind im Altlastenkataster des 

Landkreises Forchheim nicht aufgeführt. Sollten der Gemeinde jetzt oder zu einem 

späteren Zeitpunkt Erkenntnisse vorliegen, die auf einen Altlastverdacht schließen 
lassen, ist das Landratsamt Forchheim zu informieren. 

 

mailto:poststelle@reg-ofr.bayern.de
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2.5.  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 

o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage  

 

Rechtsgrundlage 
 

Für den Schallschutz in der städtebaulichen Planung wird die DIN 18005 Teil 1 (Ausga-

be Juli 2002) mit dem zugehörigen Beiblatt 1, nach Maßgabe der Bekanntmachung des 
BayStMI – Vollzug des Baugesetzbuches und des Bundesimmissionsschutzgesetzes; 

Berücksichtigung des Schallschutzes im Städtebau vom 3. August 1988 (Nr. II B 8-

4641.1-001/87) – zur Anwendung empfohlen. Für die Ermittlung der Schallimmissionen 
der verschiedenen Arten von Schallquellen wird unter Ziffer 2 dieser DIN 18005 Teil 1 

auf einschlägige Rechtsvorschriften und Regelwerke verwiesen. 

 
Keine Äußerung 

 

 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege – 21.05.2024 

 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 
 

Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmäler bekannt. Mit der Auffindung bis-

lang unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmäler (Funde) ist jedoch jederzeit zu 
rechnen. 

 

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an 
das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß 

Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 

23.06.2023 unterliegen. 
 

Art. 8 (1) BayDSchG: 

 
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-

behörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind 

auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter 
der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 

übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 

Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Ar-
beiten befreit. 

 

Art. 8 (2) BayDSchG: 
 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 

Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 
BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem BLfD zu melden. 

Bewegliche Bodendenkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu übergeben (Art. 9 Abs. 1 

Satz 2 BayDSchG). 
 

Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir 

selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
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Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege 

betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen Gebietsreferenten der Praktischen 
Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de). 

 

 
Wasserwirtschaftsamt Kronach – 26.04.2024 

 

1. Wasserversorgung, Grundwasser- und Bodenschutz 
 

1.1 Wasserversorgung, Grundwasserschutz 

 
Wasserschutzgebiete bzw. deren Schutzzonen oder Quellschutzgebiete sind nicht berührt.  

 

Die Wasserversorgung erfolgt vollständig über die Stadt Gräfenberg und ist als versorgungssi-
cher zu beurteilen. 

 

1.2 Vorsorgender Bodenschutz 
 

Bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben mit Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz 

des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des 
Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915 (Bodenarbeiten im Landschaftsbau), DIN 19731 

(Verwertung von Bodenmaterial) und DIN 19639 (Bodenschutz bei Planung und Durchführung 

von Bauvorhaben) entsprechend zu berücksichtigen.  
 

Im Übrigen wird im Umgang mit Bodenmaterial auf die einschlägigen Gesetze und Merkblätter 

verwiesen:  
http://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/bodenmaterial/index.htm 

 

Häufige Fragen im Zusammenhang mit Bodenaushub beantwortet folgender Link:  
https://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/faq_bodenaushub/index.htm 

 

2. Überschwemmungsgebiete / Gewässerentwicklung 
 

Das Bebauungsplangebiet liegt außerhalb von festgesetzten oder faktischen Überschwem-

mungsgebieten. Wassersensible Bereiche sind ebenfalls nicht berührt.  
 

Nicht geprüft wurde die Gefährdung des Gebietes hinsichtlich oberflächlich abfließenden Nie-

derschlagswassers. 
 

3. Abwasser- & Niederschlagswasserbeseitigung / Gewässerschutz 

 
Mit der Abwasserentsorgung im Trennsystem besteht Einverständnis.  

Das Schmutzwasser geht zur zentralen Kläranlage Behringersmühle.  

Hinsichtlich der Niederschlagswasserbeseitigung sind folgende Regelwerke zu beachten: 
 

- DWA-A 102 Teil 2 für die stoffliche Emissionsbetrachtung (Nachweis der Mindestanfor-

derungen) 
Eine zusätzliche stoffliche Immissionsbetrachtung über die Emissionsbetrachtung nach 

DWA-A 102 Teil 2 hinaus ist zunächst nur bei Einleitungen von Niederschlagswasser in 

leistungsschwache Oberflächengewässer angezeigt (für die Definition „leistungsschwa-
che Oberflächengewässer“ sowie eine geeignete Vorgehensweise s. LfU-Merkblatt 

4.4/22, Kap. 5). 
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- DWA-Merkblatt M 153 (für die hydraulische Emissions- und Immissionsbetrachtung) 

 
- DWA A 138 (Versickerung von Niederschlagswasser). 

 

Ein wasserrechtliches Verfahren ist gegebenenfalls durchzuführen. 
 

4. Altlasten 

 
Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere 

Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, der mit 

StMIS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91 in Bayern verbindlich eingeführt wurde, wird 
hingewiesen. 

 

Es wird empfohlen, eine Anfrage bezüglich eventueller Altlastenverdachtsflächen im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans beim Landratsamt Bamberg vorzunehmen, sofern noch nicht ge-

schehen. 

 
Sollten bei Erschließungs- und Baumaßnahmen Anzeichen gefunden werden, die auf einen 

Altlastenverdacht (Verdacht auf Altlasten, schädliche Bodenveränderungen, Grundwasser-

verunreinigungen) schließen lassen, ist das Landratsamt Bamberg umgehend zu informieren. 
Weiterhin wäre bei Altlastenverdacht die Einbindung eines privaten Sachverständigen nach § 

18 BBodSchG angezeigt. 

 
5. Zusammenfassung 

 

Unter Berücksichtigung der zuvor genannten Hinweise und Anmerkungen können wir der Pla-
nung aus wasserwirtschaftlicher Sicht zustimmen. 

 

 
Staatliches Gesundheitsamt Forchheim – 07.05.2024 

 

Aus hygienischer Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Änderungen des Flächennutzungs- 
und Landschaftsplanes, wenn die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung durch An-

schluss an die zentralen Anlagen des Marktes Gößweinstein sichergestellt sind. 

 
 

Handwerkskammer für Oberfranken – 24.04.2024 

 
Wir gehen davon aus, dass die Interessen des Handwerks berücksichtigt werden und erachten 

deshalb eine weitere Beteiligung am Verfahren für nicht notwendig. 
 
 

Bayernwerk Netz GmbH – 07.05.2024 

 
In dem betroffenen Bereich befinden sich von uns betriebene Versorgungseinrichtungen. 

 

Gegen das Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Einwendungen, wenn dadurch 
der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 

 

Bei der Überprüfung der Planungsunterlagen haben wir festgestellt, dass im betroffenen Be-
reich von uns betriebene Anlagen vorhanden sind. Wir haben zu Ihrer Information einen Über-

sichtsplan im Maßstab 1:500 beigelegt. Die betroffenen Anlagen sind farblich markiert, weitere 

Informationen können der Legende entnommen werden. Wir bitten Sie folgende Anlagen in den 
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Planungsunterlagen zu berichtigen, bzw. zu ergänzen, mit Bayernwerk Netz GmbH zu titulieren 

und die nachfolgend, angegebene Schutzzonenbereiche in den Unterlagen aufzunehmen. 

20 kV-Kabel mit Schutzzonenbereich je 0,5 m beiderseits der Trassenachse 
 

Wir bitten darum weitergehende Detailplanungen erneut mit uns abzustimmen. 

 
Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen von Bepflanzung 

freizuhalten sind, da sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt wer-

den. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) 
bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand un-

terschritten, so sind im Einvernehmen mit uns geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. 

 
Beachten Sie bitte die Hinweise im „Merkblatt über Bäume, unterirdische Leitungen und Kanä-

le“, Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-verlag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-

Richtlinie GW125. 

 
Bei geplanten Tiefbaumaßnahmen, in der Nähe unserer Leitungen, ist vor Baubeginn eine 

nochmalige Einweisung auf die genaue Lage der Anlagen anzufordern. Ansprechpartner ist das 

KC Bamberg, Tel.: 0951/30932-330. Entsprechende Sicherungsmaßnahmen für unsere Leitun-
gen müssen im Zuge der weiteren Planungen festgelegt werden. 

 

Weiterhin möchten wir auf die Allgemeinen Unfallverhütungsvorschriften BGV A3 und C22, die 
VDE-Bestimmungen, die DVGW-Richtlinie GW315 und das Merkblatt "Zum Schutz unterirdi-

scher Versorgungsleitungen" bei Grabarbeiten hinweisen. 

 
Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen können Sie online über unser 

Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie unter https://www.bayernwerk-

netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html. 

 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für Rückfragen gerne 

zur Verfügung. 

 
Des Weiteren bitten wir Sie, uns auch weiterhin an der Bauleitplanung und weiteren Verfahrens-

schritten zu beteiligen. 

 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH – 14.05.2024 

 
Gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes haben wir keine Einwände, wenn  

dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht beeinträchtigt wer-

den.  
Im Geltungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien unseres Unternehmens, 

auf die bei weiteren Planungen grundsätzlich Rücksicht genommen werden muss. 

 
Der beigefügte Bestandsplan ist nur für Ihre Planungszwecke bestimmt und darf nicht 

an Dritte weitergegeben werden. 

 
 

http://www.fgsv-verlag.de/
http://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftspor
http://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftspor
http://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftspor
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Stadt Ebermannstadt – 21.05.2024 

 
In der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 13.05.2024 wurde über o.g. Stellung-

nahme abgestimmt. 

 
Folgendes wurde beschlossen: 

 

Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Ebermannstadt nimmt die Änderung des Flächennut-
zungsplanes im Bereich der Fl. Nrn. 228, 228/1 und 231, der Gemarkung Stadelhofen im Orts-

teil Stadelhofen mit Stand vom 14.12.2023, der Marktgemeinde Gößweinstein zur Kenntnis. Der 

Änderung des Flächennutzungsplanes stehen keine Bedenken entgegen.  
Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich. 

 

 


